
P . b . b. Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1030 Wien

1381

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1981 Ausgegeben am 5. Juni 1981 104. Stück

2 6 7 . Verordnung: Auflassung eines für den Durchzugsverkehr entbehrlich gewordenen Abschnittes
der S 42 Paß Thurn Schnellstraße im Bereich der Stadtgemeinde Kitzbühel

2 6 8 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes und Auflassung von für den Durchzugsverkehr
entbehrlich gewordenen Straßenteilen der B 4 Horner Straße im Bereich der Ge-
meinden Ziersdorf, Ravelsbach und Maissau

2 6 9 . Verordnung: 2. Bundesrechenamtsverordnung
2 7 0 . Verordnung: 19. Bundesrechenamtsverordnung

2 6 7 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 20. Mai 1981 be-
treffend die Auflassung eines für den Durch-
zugsverkehr entbehrlich gewordenen Ab-
schnittes der S 42 Paß Thurn Schnellstraße

im Bereich der Stadtgemeinde Kitzbühel

Auf Grund des § 4 Abs. 2 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung
der Bundesgesetze BGBl. Nr. 239/1975 und 294/
1978 (BStG 1971) wird verordnet:

Der Straßenteil der S 42 Paß Thurn Schnell-
straße, welcher bis zur endgültigen Umlegung
auf eine die Voraussetzungen des § 2 Abs. 1
lit. b BStG 1971 erfüllende Straßentrasse gemäß
§ 33 Abs. 5 BStG 1971 als Bundesstraße B gilt
und bis dahin die straßenpolizeiliche Bezeich-
nung B 342 Paß Thurn Ersatzstraße trägt und
der durch die Fertigstellung und Verkehrsüber-
gabe des mit Verordnung vom 17. April 1975,
BGBl. Nr. 211, im Verlauf bestimmten Abschnit-
tes „Tangente Kitzbühel (Lebenbergtunnel)" für
den Durchzugsverkehr entbehrlich wurde, wird
von km 29,045 (alt) bis km 31,175 (alt) als Bun-
desstraße aufgelassen.

Im einzelnen ist der Verlauf des aufgelassenen
Straßenabschnittes (gelb mit Strichen ausgewie-
sen) aus den beim Bundesministerium für Bauten
und Technik, beim Amt der Tiroler Landesre-
gierung sowie bei der Stadtgemeinde Kitzbühel
aufliegenden Planunterlagen im Maßstab 1 : 5000
(Plannummer S 81-1638/7) zu ersehen.

Sekanina

2 6 8 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 20. Mai 1981 be-
treffend die Bestimmung des Straßenverlaufes
und Auflassung von für den Durchzugsver-
kehr entbehrlich gewordenen Straßenteilen
der B 4 Horner Straße im Bereich der Ge-
meinden Ziersdorf, Ravelsbach und Maissau

Auf Grund des § 4 Abs. 1 und 2 des Bundes-
straßengesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fas-

sung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 239/1975 und
294/1978 wird verordnet:

Der Straßenverlauf der B 4 Horner Straße wird
im Bereich der Gemeinden Ziersdorf, Ravelsbach
und Maissau wie folgt bestimmt:

Die B 4 Horner Straße wird im Bereich zwi-
schen km 30,100 (alt) und km 35,00 (alt) auf die
bereits fertiggestellte und verkehrsübergebene
Straßentrasse umgelegt.

Die durch die Umlegung für den Durchzugs-
verkehr entbehrlich gewordenen Straßenteile wer-
den als Bundesstraße aufgelassen.

Sekanina

2 6 9 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 20. Mai 1981 betreffend die
Durchführung des Bundesrechenamtsgesetzes
im Wirkungsbereich des Bundesministeriums
für Wissenschaft und Forschung (2. Bundes-

rechenamtsverordnung)

Auf Grund des § 3 Abs. 1 Z 6 und der
§§ 4, 5 und 8 Abs. 1 des Bundesrechenamts-
gesetzes, BGBl. Nr. 123/1978, wird im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Wissen-
schaft und Forschung, hinsichtlich der §§ 4 und. 5
dieses Gesetzes auch im Einvernehmen mit dem
Rechnungshof, verordnet:

§ 1. Das Bundesrechenamt übernimmt im Wir-
kungsbereich des Bundesministeriums für Wis-
senschaft und Forschung

1. die im § 2 Abs. 1 2 1 und 7 des Bundes-
rechenamtsgesetzes genannten Aufgaben, aus-
genommen die Geldleistungen

a) der nach dem Kollektivvertrag für die
Arbeiter und Arbeiterinnen in den land-
wirtschaftlichen Gutsbetrieben und in
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anderen nichtbäuerlichen Betrieben der
Bundesländer Niederösterreich, Burgen-
land und Wien Beschäftigten und

b) der nach dem Kollektivvertrag für land-
wirtschaftliche Saisonarbeiter in den
landwirtschaftlichen Betrieben der Bun-
desländer Niederösterreich, Burgenland
und Wien Beschäftigten;

2. die Mitwirkung bei der Berechnung und die
Zahlbarstellung von Entschädigungen für
Nebentätigkeiten.

§ 2. Die im § 2 Albs. 1 Z 9 bis 11 des Bun-
desrechenamtsgesetzes genannten Aufgaben sind
vom Bundesrechenamt im Wirkungsbereich des
Bundesministeriums für Wissenschaft und For-
schung auch für die bei folgenden Universitäten
eingerichteten Quästuren zu besorgen:

a) die Universität Wien;

b) die Universität Graz;

c) die Universität Innsbruck;

d) die Universität Salzburg;

e) die Technische Universität Wien;

f) die Technische Universität Graz;

g) die Montanuniversität Leoben;

h) die Universität für Bodenkultur Wien;

i) die Veterinärmedizinische Universität Wien;

j) die Wirtschaftsuniversität Wien;

k) die Universität Linz (auch hinsichtlich der
Bundesstaatlichen Studienbibliothek in
Linz);

1) die Universität für Bildungswissenschaften
Klagenfurt.

§ 3. Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung
tritt die Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 22. August 1979, BGBl. Nr. 373,
außer Kraft.

Salcher

2 7 0 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 20. Mai 1981 betreffend die
Durchführung des Bundesrechenamtsgesetzes
im Wirkungsbereich des Bundesministeriums
für Unterricht und Kunst (19. Bundesrechen-

amtsverordnung)

Auf Grund des § 3 Abs. 1 Z 6 und der
§§ 4, 5 und 8 Abs. 1 des Bundesrechenamts-
gesetzes, BGBl. Nr. 123/1978, wird im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister (für Unter-
richt und Kunst, hinsichtlich der §§ 4 und 5
dieses Gesetzes auch im Einvernehmen mit dem
Rechnungshof, verordnet:

Das Bundesrechenamt übernimmt im Wir-
kungsbereich des Bundesministeriums für Unter-
richt und Kunst

1. die im § 2 Abs. 1 Z 1 und 7 des Bundes-
rechenamtsgesetzes genannten Aufgaben,
ausgenommen die Mitwirkung bei der Be-
rechnung und die Zahlbarstellung der Geld-
leistungen an folgende Bedienstete im Be-
reiche des Österreichischen Bundestheater-
verbandes:

a) ausschließlich gegen Auftrittshonorar
verpflichtete Bedienstete,

b) Substituten,

c) Angehörige von Zusatzchören,

d) Zusatztänzer,

e) Statisten;

f) Angehörige des Publikumsdienstes,

g) Tages- und Abendaushelfer,

h) Lehrlinge;

2. die Mitwirkung bei der Berechnung und die
Zahlbarstellung von

a) Entschädigungen für Nebentätigkeiten
sowie von Anteilen der Bediensteten an
Untersuchungsgebühren (Taxen),

b) Geldleistungen für Bedienstete, deren
Dienstverhältnis durch das allgemeine
bürgerliche Gesetzbuch vom 1. Juni 1811,
JGS Nr. 946, geregelt wird,

c) Ausbildungsbeiträgen für Probelehrer
nach dem Bundesgesetz BGBl. Nr. 170/
1973,

d) Aufwandsentschädigungen für Ausländer
hinsichtlich ihrer Tätigkeit als Austausch-
lehrer oder Austauschassistenten an Un-
terrichtsanstalten auf Grund zwischen-
staatlicher Kulturabkommen,

e) Honoraren für Lehrbeauftragte im Rah-
men der Sportlehrerausbildung an der
Bundesanstalt für Leibeserziehung in
Wien,

f) Beiträgen des Bundes zur vertraglichen
Krankenversicherung der im Ausland
verwendeten österreichischen Lehrer,

g) Bezügen für Landeslehrer, die gemäß
§ 18 des Landeslehrer-Dienstgesetzes,
BGBl. Nr. 245/1962, einer Dienststelle
der Bundesverwaltung dienstzugeteilt
sind sowie für Landeslehrer, die zu La-
sten einer einer Privatschule zugewiese-
nen Planstelle des Bundes (Subventions-
posten) verwendet werden,

h) Bezügen für Landeslehrer, die zu Lasten
einer Planstelle eines Bundeslehrers oder
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Bundesvertragslehrers verwendet werden,
i) Bezügen für gemäß § 3 Abs. 1 lit. b

des Religionsunterrichtsgesetzes, BGBl.
Nr. 190/1949, kirchlich bestellte Religions-
lehrer, die an Bundesschulen, konfessio-
nellen Privatschulen oder zu Lasten eines
zugewiesenen Subventionspostens an einer
nicht konfessionellen Privatschule ver-
wendet werden, und

j) Vergütungen gemäß § 19 Abs. 3 des
Privatschulgesetzes, (BGBl. Nr. 244/1962,
für Lehrer an (konfessionellen Privat-
schulen

sowie die im Sinne des § 2 Abs. 1 Z 7
des Bundesrechenamtsgesetzes hiefür zu be-
sorgenden Aufgaben.

Salcher
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